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II.
Voraussetzungen und Verfahrensweise für die ärztliche Einweisung 

und für die befristete ärztliche Einweisung 
durch Anordnung

§3
Ärztliche Einweisung

(1) Die Aufnahme in ein Krankenhaus 
oder in eine Pflegeeinrichtung (im folgen­
den als Einrichtung bezeichnet) erfolgt auf 
der Grundlage einer ärztlichen Einwei­
sungsdiagnose, in der die Notwendigkeit 
der Einweisung in ein Krankenhaus oder 
in eine Pflegeeinrichtung begründet ist.

(2) Voraussetzung für die Aufnahme ist 
das Einverständnis des Kranken. Das Ein­
verständnis des gesetzlichen Vertreters ist 
erforderlich, wenn der Kranke minderjäh­
rig oder ein gesetzlicher Vertreter (Vor­
mund, Pfleger) bestellt ist.

(3) Die Aufnahme in eine Pflegeeinrich­
tung erfolgt mit Zustimmung des für den 
ständigen Wohnsitz oder Aufenthalt des 
Kranken zuständigen Kreisarztes.

(4) Heilpraktiker sind nicht zur Einwei­
sung berechtigt. Sie haben bei Erscheinun­
gen, die auf Krankheit im Sinne des § 1 
hinweisen, die weitere Untersuchung oder 
Behandlung der Kranken sofort einzustel­
len und die ärztliche Betreuung zu veran­
lassen.

§4
Entlassung 1 2

(1) Die Entlassung aus einer Einrich­
tung hat zu erfolgen, wenn eine stationäre 
Betreuung im Krankenhaus oder in der 
Pflegeeinrichtung nicht mehr notwendig 
oder eine klinische Beobachtung zur Be­
stimmung der Diagnose abgeschlossen ist 
oder der Kranke oder der gesetzliche Ver­
treter die Entlassung verlangen.

(2) Kann zum Schutze von Leben oder 
Gesundheit des Kranken oder zur Abwehr 
einer ernsten Gefahr für andere Personen 
oder für das Zusammenleben der Bürger 
dem Verlangen auf Entlassung nicht statt­
gegeben werden, ist für den weiteren Ver­
bleib in der Einrichtung die Anordnung 
gemäß § 6 erforderlich.

§5
Pflegestellen 

außerhalb der Einrichtungen

(1) Eine Betreuung in einer Pflegestelle 
außerhalb der Einrichtung durch Pflege­
verantwortliche kann auf Grund einer 
Pflegevereinbarung zwischen dem Pflege­
verantwortlichen und dem Leiter der Ein­
richtung übernommen und durchgeführt 
werden.

(2) Die Betreuung erfolgt unter Auf­
sicht und gemäß den ärztlichen und pflege­
rischen Anweisungen der zuständigen Ein­
richtung.

(3) Sind die Voraussetzungen einer Re­
habilitation oder dem Pflegeziel dienenden 
Betreuung in der Pflegestelle nicht mehr 
gegeben, hat der Leiter der zuständigen 
Einrichtung die Pflegevereinbarung auf­
zuheben. Der Verantwortliche der Pflege­
stelle hat, wenn die Betreuung nicht mehr 
gewährleistet ist, der Einrichtung, die ihm 
die Pflege übertragen hat, sofort Mittei­
lung zu machen.

§ 6
Befristete ärztliche Einweisung 

durch Anordnung

(1) Erfordern es der Schutz von Leben 
oder Gesundheit des Kranken oder die 
Abwehr einer ernsten Gefahr für andere 
Personen oder für das Zusammenleben der 
Bürger, kann der Kreisarzt, in dessen Be­
reich sich der Kranke befindet, die Einwei­
sung in ein Krankenhaus oder in eine 
Pflegeeinrichtung bis zu 6 Wochen anord­
nen, wenn der Kranke oder der gesetzliche 
Vertreter der Einweisung nicht zustimmte. 
Befindet sich der Kranke bereits in der 
Einrichtung, kann auch der ärztliche Leiter 
des Krankenhauses oder der für die psy­
chiatrische Betreuung verantwortliche Arzt 
der Pflegeeinrichtung eine solche Anord­
nung mit Zustimmung des Kreisarztes, in 
dessen Wirkungsbereich die Einrichtung 
liegt, treffen, wenn der Kranke oder der 
gesetzliche Vertreter einem weiteren Ver­
bleib in der Einrichtung nicht zustimmte.


